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Zu 1: 
Die Person ist Eigentümer einer Fläche im Geltungsbereich des Bebauungsplanent-
wurfes nördlich der Speckmannshofer Straße. 
Es soll zur Erschließung und Neugestaltung des Gewerbebiet West II ein Umlegungs-
verfahren nach den § 45 ff. BauGB durchgeführt werden. Zweck der Umlegung ist die 
Neuordnung der Grundstücke nach Lage, Form und Größe für die bauliche und sons-
tige Nutzung. So können u.a. die Grundstücke nördlich der Speckmannshofer Straße 
mit unterschiedlichen privaten Eigentümern zur Verwirklichung des Bebauungsplans 
neu geordnet werden. Versuche zum freihändigen Erwerb der Grundstücke durch die 
Stadt Amberg waren nicht erfolgreich. 
 
Beim Umlegungsverfahren werden die eingebrachten Grundstücke bewertet. Abge-
zogen werden Erschließungsflächen, Flächen für Regenrückhaltungen und natur-
schutzfachliche Ausgleichsflächen. Der Verteilung erfolgt dann durch Flächenrückga-
be oder Geldleistung nach pflichtgemäßen Ermessen unter gerechter Abwägung der Inte-

ressen der Beteiligten. 
 
 

Zu2:  
An der Ausweisung der Gewerbegebietsflächen nördlich der Speckmannshofer Stra-

ße wir aus Gründen des Bedarfs an zukünftigen Gewerbegrundstücken festgehalten.  

In der Begründung zur 139. Flächennutzungs– und Landschaftsplanänderung wird 

mit Hilfe einer Trendfortschreibung der Flächenbedarf an zukünftigen Gewerbeflä-

chen für die Stadt Amberg hochgerechnet. Dabei wurde ein Zeitraum von sieben Jah-

ren (01/2015-12/2021) herangezogen. Nach Abzug  einer Flächeneinsparung durch 

das beschlossene Konzept zum nachhaltigen Bauen und einem Aufschlag wegen ge-

ringerer Flächenverfügbarkeit auf privaten Flächen werden zukünftig noch bis zu ca. 

35,6 ha über die Erweiterung des IG Nord und die Ausweisungen der Gewerbegebie-

te B 85/AM 30 und West II hinaus benötigt. Auf die Ausführungen der Begründung 

zur Flächennutzungs– und Landschaftsplanänderung wird verwiesen. 
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Die Splittersiedlung ist im Bebauungsplan einbezogen mit einer Mischgebietsnut-
zung (MI), welche zukünftig neben der überwiegend bestehenden Wohnnutzung 
auch gewerbliche Nutzungen zulässt.  
Der neu auszuweisende Bereich zwischen MI und dem Dorfgebiet Speckmannshof 
wird neben dem Bedarf an Gewerbeflächen auch aus Gründen einer noch weiterge-
henden Nutzungseinschränkung der Betriebe hinsichtlich der Lärmemissionen nicht 
als MI festgesetzt. Auf Grund der umgrenzenden Gewerbestandorte (Gewerbegebiet 
West, Autohaus Fischer) und die anliegenden Wohnstandorte sind die zulässigen 
Emissionsrechte auf den Gewerbeflächen gering. Eine Zulassung von Wohnnutzun-
gen bei Ausweisung eines MI würde eine weitere Einschränkung der Gewerbebetrie-
be bedeuten. Dies würde im Bereich der Speckmannshofer Straße zu so geringen 
immissionswirksamen flächenbezogenen Schallleistungspegeln zur Nachtzeit führen, 
dass die Ausweisung von Gewerbegrundstücken entsprechend § 8 BauNVO nicht 
mehr zu rechtfertigen wäre. Aus demselben Grund sind Wohnungen für Aufsicht– 
und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber nach § 8 Abs. 3 Nr. 1 BauNVO 
nicht zugelassen.  
Zur Einhaltung der Richtwerte der TA Lärm für die Lärmimmissionen auf die angren-
zenden Wohnbebauungen wurde auf der Grundlage des geänderten Bebauungsplan-
entwurfes das Lärmgutachten überarbeitet und die erforderlichen Festsetzungen zur 
Einhaltung der Richtwerte im Bebauungsplanentwurf übernommen. Diese sind spä-
ter bei der Baugenehmigung der Vorhaben nachzuweisen.  
 
Zu 3: 
Die geänderte Planung sieht keinen Lärmschutzwall mehr vor. 
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Zu unzureichender Sichtschutz: 
Für die Eingrünungsflächen sind dicht bepflanzte Hecken mit Baum– und Strauchar-
ten vorgesehen mit einer Wuchshöhe im Endstadium von 15 m –20 m.  Nördlich der 
Speckmannshofer Straße verläuft die geplante Hecke zur Ortschaft Speckmannshof 
teilweise unter der 110-kV-Leitung. Hier hat die Pflanzung und Pflege in Abstim-
mung mit Bayernwerk Netz zu erfolgen. Der Abstand zu den Stromseilen ist ausrei-
chend für eine niedrigwachsende Hecke bzw. ist im zeitlichen Turnus eine Rücknah-
me höherer Sträucher erforderlich.  
 
Zu unzureichender Lärmschutz 
Zur Einhaltung der Richtwerte der TA Lärm für die Lärmimmissionen auf die angren-
zenden Wohnbebauungen wurde auf der Grundlage des geänderten Bebauungsplan-
entwurfes das Lärmgutachten überarbeitet und die erforderlichen Festsetzungen zur 
Einhaltung der Richtwerte im Bebauungsplanentwurf übernommen. Diese sind spä-
ter bei der Baugenehmigung der Vorhaben nachzuweisen. Ein ausreihender Lärm-
schutz für die benachbarten Wohnnutzungen ist demnach auch ohne Anlage eines 
Lärmschutzwalles gewährleitet. 
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Zu gravierende Beeinträchtigung des Schulweges 
Der Knotenpunktausbau an der Speckmannshofer Straße erfolgt richtlinienkonform. 
Die erforderlichen Sichtdreiecke sind eingehalten. Zudem ist die Kreuzung übersicht-
lich und einsehbar. Die Verkehrsbelastung in und aus dem Gewerbebiet wird keine 
übermäßig hohe Frequenz erreichen, da es sich um eine Gewerbenutzung mit Aus-
schluss von hochfrequentierten Einzelhandelsbetrieben handelt. Auszugehen ist zu-
dem nur von einem Quell– und Zielverkehr in und aus dem Gewerbegebiet West.  
Auch die Einmündung der neuen Erschließungsstraße in die Fuggerstraße hält die 
erforderlichen Sichtdreiecke ein und es behindern keine direkt angrenzenden Gebäu-
de die weitere Sicht. Zudem kann durch die beidseitig geführten Geh– und Radwege 
entlang der Erschließungsstraße in den bestehenden Geh– und Radweg an der Fug-
gerstraße eingefahren werden und auch umgekehrt.  
Als Fazit kann angeführt werden, dass keine erhöhte Gefährdung für Fußgänger und 
Radfahrer besteht. 
 
Zu übermäßige Verkehrsbelastung der Kreuzung B 85/Speckmannshofer Straße 

Von staatlichen Bauamt wurde am 15.03.2022 eine Verkehrserhebung für die Kno-

tenpunkte Speckmannshofer Straße/B 85/Katharinenfriedhofstraße und Speck-

mannshofer Straße/Fuggerstraße durchgeführt. Auf Grundlage dieser Daten und 

dem überarbeiteten Bebauungsplanentwurf ist eine Verkehrsprognose erstellt wor-

den. Sie beinhaltet eine Neuverkehrsberechnung der geplanten Gewerbeflächen und 

die Herleitung der Verkehrsprognose sowie die Ableitung von Spitzenstundenbelas-

tungen für die beiden Knotenpunkte. 

Basierend auf den Ergebnissen der Verkehrserhebung und der Verkehrsprognose 

wird  vom staatlichen Bauamt noch eine Leistungsfähigkeitsbeurteilung der o. g. sig-

nalisierten Knotenpunkte erfolgen.  
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Zu 1: Ortsrandeingrünung Gewerbegebiet West  
Die im bestehenden Bebauungsplan festgesetzte Eingrünung wurde nicht verwirk-
licht. Es haben sich keine landschaftsökologisch wertvollen Biotopstrukturen auf die-
sen Flächen entwickelt.  
Die Planungskonzeption der Gewerbegebietserweiterung sieht im Westen die Eingrü-
nung des gesamten Gewerbegebietes West vor. Die damals vorgesehen Eingrünungs-
flächen sind nun als Gewerbeflächen vorgesehen, da die damalige Funktion einer 
Eingrünung zur freien Landschaft obsolet geworden ist und es einen hohen Bedarf an 
Gewerbeflächen für die Stadt Amberg gibt (siehe Begrünung zur 139. Änderung des 
Flächennutzungs– und Landschaftsplans). Die entlang des Geltungsbereiches der 
Gewerbegebietserweiterung verlaufenden Grünflächen sind—anders als beim beste-
henden Bebauungsplan— nach heutigen Recht naturschutzfachliche Ausgleichsflä-
chen und den Eingriffen in Natur, Landschaft und Boden, welche durch das neue Ge-
werbebiet verursacht werden, rechtlich zugeordnet  (Festsetzung Nr. 12.10). Diese 
Flächen werden als Ökokontoflächen der Stadt Amberg geführt und dem Landesamt 
für Umweltschutz als Ausgleichsflächen gemeldet. Die Anlage erfolgt im Zuge der  
baulichen Erstellung des Gewerbegebietes.  
 
Zu 2: Verbindungsstraße zwischen Speckmannshof und Lengenloh 
Bei der Straße zwischen Speckmannshof und Lengenloh handelt es sich um eine nach 
dem Bayerischen Straßen– und Wegegesetz klassifizierte Gemeindeverbindungsstra-
ße (GVS). Der überarbeitete Bebauungsplanentwurf sieht nun vor, die bestehende 
GVS zu unterbrechen und umzuleiten. Zukünftig wird die GVS in Richtung Speck-
mannshof auf die Erschließungsstraße des Gewerbegebietes geführt und weitergelei-
tet bis zur neunen Kreuzung an der Speckmannshofer Straße. Die bisherige GVS öst-
lich Speckmannshof bleibt als Zufahrt zu den angebundenen Baugrundstücken, zur 
PV-Anlage, für die Landwirtschaft und für Fußgänger und Radfahrer erhalten. Südlich 
der PV-Anlage ist der Weg als Geh– und Radweg vorgesehen mit Anbindung an die 
beidseits geführten Geh– und Radwege entlang der neuen Erschließungsstraßen. 
Durch diese Verkehrsplanung wird für die Fußgänger und Radfahrer sowohl in Rich-
tung Lengenloh als auch innerhalb des Gewerbegebietes einer Gefährdung entgegen-
gewirkt. 
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Zu 3: Einmündung Speckmannshofer Straße in das Gewerbegebiet 
Zu a) Der Konterpunktausbau erfolgt richtlinienkonform. Die erforderlichen Sicht-
dreiecke sind eingehalten. Zudem ist die Kreuzung übersichtlich und einsehbar. Die 
Verkehrsbelastung in und aus dem Gewerbebiet wird keine übermäßig hohe Fre-
quenz erreichen, da es sich um eine Gewerbenutzung mit Ausschluss von hochfre-
quentierten Einzelhandelsbetrieben handelt. Auszugehen ist zudem nur von einem 
Quell– und Zielverkehr in und aus dem Gewerbegebiet West. Es besteht deshalb kei-
ne erhöhte Gefährdung für Fußgänger und Radfahrer. 
Zu b) Von staatlichen Bauamt wurde am 15.03.2022 eine Verkehrserhebung für die 

Knotenpunkte Speckmannshofer Straße/B 85/Katharinenfriedhofstraße und Speck-

mannshofer Straße/Fuggerstraße durchgeführt. Auf Grundlage einer neueren Ver-

kehrszählung und  dem überarbeiteten Bebauungsplanentwurf ist eine Verkehrs-

prognose erstellt worden. Sie beinhaltet eine Neuverkehrsberechnung der geplanten 

Gewerbeflächen und die Herleitung der Verkehrsprognose sowie die Ableitung von 

Spitzenstundenbelastungen für die beiden bestehenden Knotenpunkte. Basierend 

auf den Ergebnissen der Verkehrserhebung und der Verkehrsprognose wird  vom 

staatlichen Bauamt noch eine Leistungsfähigkeitsbeurteilung der o. g. signalisierten 

Knotenpunkte erfolgen.  

 

Eine Leistungsfähigkeitsüberprüfung des neunen nichtsignalisierten Knotenpunktes 
an der Speckmannshofer Straße wird wegen der geringeren Verkehrsbelastung als 
nicht erforderlich gesehen. In und aus dem Gewerbebiet wird keine übermäßig hohe 
Frequenz erreicht, da es sich um eine Gewerbenutzung mit Ausschluss von hochfre-
quentierten Einzelhandelsbetrieben handelt. Auszugehen ist zudem nur von einem 
Quell– und Zielverkehr in und aus dem Gewerbegebiet West. Sollte sich wider erwar-
ten ein erhöhtes Verkehrsaufkommen entwickeln, ist die Kreuzung so geplant, dass 
eine spätere Beampelung möglich wäre. 
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Zu 4: Ausgleichsflächen 
Entsprechend den gesetzlichen Vorschriften des § 1a Abs.3 BauGB können die natur-
schutzfachlichen Ausgleichsflächen an anderer Stelle als am Ort des Eingriffs erfol-
gen. Voraussetzung ist, dass dies mit einer nachhaltigen städtebaulichen Entwicklung 
und den Zielen der Raumordnung sowie des Naturschutzes und der Landschaftspfle-
ge vereinbar ist. Die Stadt Amberg hat von dieser Regelung teilweise gebrauch ge-
macht. Bei dem vorliegenden Ausgleichsflächenkonzept sind o. g. Bedingungen ein-
gehalten. Der Teilausgleich vor Ort übernimmt u. a. die Funktion der Eingrünung der 
Gewerbeflächen und es ergeben sich durch die linearen Strukturen landschaftsökolo-
gische Biotopvernetzungseffekte. Die Ausgleichsflächen außerhalb befinden sich im 
selben Naturraum. Der Ausgleich an anderer Stelle lässt sich damit begründen, dass 
die gewünschte Eingrünungsfunktion des Baugebietes erreicht ist. Eine Einschrän-
kung der Gewerbeflächen zugunsten von zusätzlichen Ausgleichsflächen vor Ort wird 
aus Gründen des Bedarf an Gewerbegrundstücke und der erhöhten Grunderwerbs-
kosten nicht verfolgt. 
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Zu Verkehrszunahme: 

Von staatlichen Bauamt wurde am 15.03.2022 eine Verkehrserhebung für die Kno-

tenpunkte Speckmannshofer Straße/B 85/Katharinenfriedhofstraße und Speck-

mannshofer Straße/Fuggerstraße durchgeführt. Auf Grundlage dieser Daten und 

dem überarbeiteten Bebauungsplanentwurf ist eine Verkehrsprognose erstellt wor-

den. Sie beinhaltet eine Neuverkehrsberechnung der geplanten Gewerbeflächen und 

die Herleitung der Verkehrsprognose sowie die Ableitung von Spitzenstundenbelas-

tungen für die beiden Knotenpunkte. 

Basierend auf den Ergebnissen der Verkehrserhebung und der Verkehrsprognose 

wird vom staatlichen Bauamt noch eine Leistungsfähigkeitsbeurteilung der o. g. sig-

nalisierten Knotenpunkte erfolgen.  
 

Zu Abzweigung von der Speckmannshofer Straße: 
Der Knotenpunktausbau erfolgt richtlinienkonform. Die erforderlichen Sichtdreiecke 
sind eingehalten. Zudem ist die Kreuzung übersichtlich und einsehbar. Die Verkehrs-
belastung in und aus dem Gewerbebiet wird keine übermäßig hohe Frequenz errei-
chen, da es sich um eine Gewerbenutzung mit Ausschluss von hochfrequentierten 
Einzelhandelsbetrieben handelt. Auszugehen ist zudem nur von einem Quell– und 
Zielverkehr in und aus dem Gewerbegebiet West. Es besteht deshalb keine erhöhte 
Gefährdung für Fußgänger und Radfahrer. 
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Zu Überbauung von Ackerland:  
In der Begründung zur 139. Flächennutzungs– und Landschaftsplanänderung wird 

mit Hilfe einer Trendfortschreibung der Flächenbedarf an zukünftigen Gewerbeflä-

chen für die Stadt Amberg hochgerechnet. Dabei wurde ein Zeitraum von sieben Jah-

ren (01/2015-12/2021) herangezogen. Nach Abzug  einer Flächeneinsparung durch 

das beschlossene Konzept zum nachhaltigen Bauen und einem Aufschlag wegen ge-

ringerer Flächenverfügbarkeit auf privaten Flächen werden zukünftig noch bis zu ca. 

35,6 ha über die Erweiterung des IG Nord und die Ausweisungen der Gewerbegebie-

te B 85/AM 30 und West II hinaus benötigt. Auf die Ausführungen der Begründung 

zur Flächennutzungs– und Landschaftsplanänderung wird verwiesen. Auf Grund die-

ses Bedarfes werden den Belangen der wirtschaftlichen Entwicklung der Stadt Am-

berg Vorrang vor den Belangen der landwirtschaftlichen Nutzung der Acker– und 

Wiesenflächen eingeräumt. 
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Zu Lärmschutzwall: 
Die geänderte Planung sieht keinen Lärmschutzwall mehr vor. 
 
Zu Gärten Parzelle 46: 
Die seit langem bestehende Splittersiedlung der früheren Gemeinde Karmensölden 
nördlich der Speckmannshofer Straße ist im Bebauungsplan einbezogen worden mit 
einer Mischgebietsnutzung. Nördlich des Mischgebietes ist aus Gründen des Bedarfs 
eine Gewerbefläche im Bereich der Gärten  ausgewiesen. Dies bezieht sich auf die 
zukünftige Nutzung bei entsprechender Verkaufsbereitschaft der drei Eigentümer. In 
die Gartennutzung wird nicht eingegriffen, da diese eigentumsrechtlichen Bestands-
schutz genießt. Die Einhaltung der zulässigen Lärmimmissionen nach TA Lärm durch 
die zukünftige Gewerbenutzung wird durch den maximal zulässigen Lärmausstoß 
(siehe Festsetzung Nr.11) eingehalten. Für die planungsrechtlich zulässige Umnut-
zung der Gärten erfolgt ein naturschutzfachliche Ausgleich auf einer anderen Flächen 
(siehe Festsetzung Nr. 12.10). 
 
Zu Entwässerung des Gebietes: 
Für die Entwässerung des Gebietes zwischen Fiederbaches bis zum Postweiher und 
darüber hinaus ist für das ausgelaufene Wasserrecht zur Einleitung in den Fiederbach 
ein neues Wasserrecht erforderlich. Daneben bedarf es für die Öffnung des Postwei-
heraublaufgraben entlang der west-ost verlaufenden Entwässerungsmulde eines 
wasserrechtlichen Planfeststellungsverfahrens. Für beide Verfahren erfolgte die Pla-
nung und Abstimmung mit dem Wasserwirtschaftsamt. Durch die, zum Bebauungs-
planverfahren parallel geführten, wasserrechtlichen Verfahren wird die quantitative 
und qualitative ordnungsgemäße Ableitung des Niederschlagswassers entsprechend 
den Vorschriften gewährleistet. 

Stellungnahme 4 

Seite 2 von 3 - Stellungnahme vom 30.06.2021 



Anregungen im Rahmen der Beteiligung  
der öffentlichen Auslegung 

Abwägungsvorschläge der Stadtverwaltung    

Bebauungsplanaufstellungsverfahren Amberg 149 „Gewerbegebiet West II“  
 Vorlage 005/0145/2022 Anlage 9,  Seite 11 
In der Fassung vom 21.09.2022 

 

 

Zu Verzicht auf nächtliche Beleuchtung: 
 
Auf Grund der Siedlungsstruktur des großflächigen Gewerbegebietes mit angrenzen-

den bestehenden Gewerbegebiet im Westen, dem Autohaus im Nordosten und der 

im Westen anschließenden PV-Anlage ist von weniger Insektenflug auszugehen als in 

Baugebieten mit vorhanden Grünstrukturen und angrenzenden naturnahen Bio-

topflächen. Hinsichtlich der nächtlichen Beleuchtung ist auf den Baugrundstücken 

selbst von weniger Auswirkungen auszugehen, da zwischen 22 und 6 Uhr für Werbe-

anlagen Beleuchtung aller Art nicht zulässig ist (Festsetzung Nr. 7.3). Ein Verbot der 

Beleuchtung der Gebäude könnte auch aus Gründen der Sicherheit (u. a. Einbruch) 

problematisch sein. Der Baufreiheit der privaten Gewerbetreibenden wird deshalb 

höher gewichtet.  

Bezüglich der Beleuchtung der Verkehrsanlagen werden seit der Umstellung auf LED-

Leuchtmittel im Jahr 2017 in der Altstadt 3000 K und ansonsten 4000 K verwendet. 

Zur Verminderung der Lichtimmissionen werden zudem keine Rundleuchten mehr 

verwendet, sondern nur Leuchten, welche nach unten strahlen. Bei der Verwendung 

von Leuchten mit 4000 k ergeben ich ca. 10 % Kostenersparnis gegenüber Leuchten 

mit 3000 K.  

Auf Grund obiger Ausführungen wird den Belangen des Artenschutzes kein Vorrang 

eingeräumt und es erfolgt keine Festsetzung . Im Bebauungsplan werden aber Emp-

fehlungen zur Verwendung von Leuchtmitteln mit möglichst wenig UV-Licht aufge-

nommen. 
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